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sen(zahn-)ärzte und Personen aus dem Kreis der Krankenkassen 
(§ 12 SGG). Berufen werden sie von der Landesregierung anhand 
von Vorschlagslisten, die u.a. von den Gewerkschaften, anderen 
Arbeitnehmervereinigungen mit sozial- und berufspolitischer Ziel­
setzung, von Arbeitgebervereinigungen, Vereinigungen der Kriegs­
opfer, den Kassenärztlichen Vereinigungen und den Verbänden der 
Krankenkassen aufgestellt werden. Hierin spiegelt sich nicht zuletzt 
der das Sozialversicherungsrecht bestimmende Selbstverwaltungs­
gedanke wider.

Wegen der für die einzelnen Sparten unterschiedlichen Be­
setzung der Richterbank mit ehrenamtlichen Richtern sind die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit nach Fachgebieten gegliedert. 
Bei jedem Sozialgericht müssen Fachkammern (beim LSG und 
BSG: Fachsenate) für Angelegenheiten der Sozialversicherung, 
des Arbeitsförderungsrechts, des Kassen(zahn-)arztrechts und der 
Kriegsopferversorgung gebildet werden (§ 10 SGG). Die Praxis un­
tergliedert im Bereich der Sozialversicherung häufig zusätzlich in 
Kammern (Senate) für Angelegenheiten der Krankenversicherung, 
der Unfallversicherung, der Rentenversicherung der Arbeiter und 
der Angestellten-Rentenversicherung.

Das Fachgebietsprinzip bestimmt freilich nicht zwingend die 
Zahl der bei einem Sozialgericht tätigen Berufsrichter, denn es ist 
zulässig, einer Richterin oder einem Richter den Vorsitz mehrerer 
Kammern zu übertragen; entsprechendes gilt für die Senate beim 
LSG und beim BSG. Welcher Richter welchem Spruchkörper 
angehört, bestimmt der Geschäftsverteilungsplan des Gerichts, den 
das aus gewählten Vertretern der Richterschaft unter Vorsitz des 
Präsidenten gebildete Präsidium für jedes Kalenderjahr aufstellt. 
Der Plan teilt zugleich die ehrenamtlichen Richter den einzelnen 
Spruchkörpem zu und legt nach abstrakten Kriterien unter Be­
achtung des Fachspartenprinzips fest, welche Sache zu welchem 
Spruchkörper gelangt (z.B. Verteilung nach der Reihenfolge der 
Eingänge). Im laufenden Kalenderjahr sind Änderungen nur aus 
zwingenden Gründen zulässig, etwa beim Ausscheiden eines Rich­
ters; Abweichungen für einen Einzelfall sind unzulässig.

Die Beteiligten des sozialgerichtlichen Verfahrens

Anders als im Zivilprozeß wird im sozialgerichtlichen Verfahren 
nicht von Parteien, sondern von Beteiligten gesprochen. Beklagter 
ist in der Regel ein Sozialleistungsträger (vgl. § 12 SGB I), also 
ein Versicherungsträger als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
oder in Versorgungsstreitsachen ein Bundesland, vertreten durch 
das Versorgungsamt. Auf der Klägerseite steht üblicherweise eine 
Einzelperson, die mit der Klage ihren Anspruch verfolgt oder 
sich gegen eine sie belastende Verwaltungsentscheidung wehrt. 
Über die Grenzen des Zivilrechts hinaus sind Minderjährige vom 
15. Lebensjahr an allein prozeßfähig. Kläger kann aber ebenso eine 
Handelsgesellschaft oder juristische Person des Privatrechts sein, 
die z.B. als Arbeitgeber sich gegen die Verpflichtung zur Zahlung 
von Sozialversicherungsbeiträgen wendet. Nicht selten stehen sich 
auch zwei Sozialleistungsträger im Streit um Ausgleichs- oder 
Erstattungsansprüche gegenüber, oder die Kommune macht als 
Träger der Sozialhilfe die Feststellung einer Sozialleistung für 
einen Hilfeempfänger geltend ( § 9 1  a BSHG).

Von besonderer Bedeutung ist die Beiladung Dritter zum Pro­
zeß (§ 75 SGG). Sind Dritte von dem umstrittenen Rechtsverhältnis 
nach materiellem Recht derart betroffen, daß die Entscheidung 
auch ihnen gegenüber nur einheitlich ergehen kann, schreibt § 75 
Abs. 2 SGG ihre notwendige Beiladung durch das Gericht vor. 
Das ist z.B. bei Zweifeln über die Zuständigkeit verschiedener 
Versicherungsträger der Fall oder bei Verwaltungsakten mit Mehr­
fachwirkung: Der Bescheid der Krankenkasse als Einzugsstelle 
an den Arbeitgeber über Versicherungs- und Beitragspflicht eines 
Arbeitnehmers betrifft unmittelbar beide und zusätzlich den Ren­
tenversicherungsträger und die Bundesanstalt für Arbeit als weitere 
Gläubiger des Beitragsanspruchs; klagt der Arbeitgeber, sind alle 
übrigen beizuladen. Ein weiterer Fall ist die notwendige Beila­
dung des Betriebsrates im Streit um Kurzarbeitergeld. Durch die 
Beiladung soll der Dritte Gelegenheit erhalten, im Prozeß seine 
Interessen wahmehmen zu können, weil das Urteil schließlich auch 
gegen ihn wirkt. Folgeprozesse werden so vermieden.

Der Prozeßökonomie dient auch die Möglichkeit, einen beigela­
denen Versicherungsträger unmittelbar zur Leistung zu verurteilen, 
wenn sich im Laufe des Prozesses seine Verpflichtung und Zu­
ständigkeit anstelle derjenigen des beklagten Trägers herausstellt; 
der Kläger soll nicht darauf angewiesen sein, nach Abweisung der 
Klage gegen den einen Träger beim zuständigen anderen nun erneut 
mit dem Antragsverfahren beginnen zu müssen. Der notwendig 
Beigeladene bleibt Nebenbeteiligter. Er kann zwar Rechtsmittel 
einlegen; Kläger und Beklagter können den Rechtsstreit aber auch 
ohne seine Zustimmung, z.B. durch Klagerücknahme oder Ver­
gleich (Einigung), erledigen. Sind Dritte zwar nicht unmittelbar 
betroffen, werden ihre Interessen aber doch berührt, kann das 
Gericht sie nach Ermessen beiladen.

Die Klagearten des sozialgerichtlichen Verfahrens

Gemäß § 53 SGG wird das Gericht auf Klage hin tätig. Wie die 
VwGO kennt das SGG die Anfechtungs-, die Verpflichtungs-, die 
Leistungs- und die Feststellungsklage, entweder isoliert oder in 
Kombination.

Die Anfechtungsklage kommt gegen belastende, in vorhandene 
Rechte des Klägers eingreifende Verwaltungsakte (vgl. § 31 Satz 1 
SGB X) in Betracht und hat die Aufhebung dieses belastenden 
Verwaltungsaktes durch gerichtliches Urteil zum Ziel, z.B. Klage 
gegen einen Beitragsbescheid der Einzugsstelle oder gegen die 
Aufhebung einer Leistungsbewilligung (§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG).

Die Verpflichtungsklage zielt auf den Erlaß eines begünstigenden 
Verwaltungsaktes ab, dessen Erlaß die Behörde abgelehnt oder 
unterlassen hat. Erweist sich der Anspruch als begründet, wird 
der beklagte Träger verurteilt, den beantragten Verwaltungsakt zu 
erlassen (z.B. die Arbeitserlaubnis zu erteilen). Ist dem Leistungs­
träger Ermessen eingeräumt, hat sich das Gericht auf die Prüfung 
von Ermessensfehlem (§ 54 Abs. 2 Satz 2 SGG) zu beschränken. 
Erweist sich die Ablehnung hiernach als fehlerhaft, spricht das 
Urteil die Verpflichtung zur erneuten fehlerfreien Entscheidung aus, 
bei welcher der beklagte Träger die Rechtsauffassung des Gerichts 
zu beachten hat. Ist trotz Ermessens keine andere Entscheidung 
denkbar („Ermessensreduzierung auf Null“), kann der Beklagte 
unmittelbar zum Erlaß des begehrten Verwaltungsakts verurteilt 
werden.

Die reine Leistungsklage des § 54 Abs. 5 SGG kommt nur in 
Betracht, wenn über den erhobenen Anspruch kein Verwaltungsakt 
ergehen darf. Das ist im Gleichordnungsverhältnis zweier Sozial­
leistungsträger der Fall, wenn es um Ausgleichs- und Erstattungs­
ansprüche geht oder wenn es dem Träger an der Befugnis fehlt, 
gegen den Bürger mit dem Mittel des Verwaltungsakts vorzugehen.

Ist das Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses 
streitig, ist Feststellungsklage (§ 55 SGG) angezeigt, allerdings 
nur, soweit das Klageziel nicht mit einer der anderen Klagearten 
erreicht werden kann. So kann z.B. auf Feststellung umstritte­
ner Zuständigkeit eines bestimmten Versicherungsträgers geklagt 
werden. Von Fortsetzungs-Feststellungsklage (§131 Abs. 1 Satz3 
SGG) wird gesprochen, wenn sich der mit der Anfechtungsklage 
angegriffene Verwaltungsakt durch Rücknahme oder sonst erledigt 
hat; durch entsprechende Umstellung seines Klageantrages kann 
der Kläger die Feststellung der Rechtswidrigkeit des erledigten 
Verwaltungsaktes erreichen, wenn er daran ein berechtigtes Inter­
esse hat.

Im Sozialrecht geht es meistens um Geld- oder Sachleistungen. 
Hat der Leistungsträger die Gewährung abgelehnt, begehrt der 
Kläger die Aufhebung des Ablehnungsbescheides und die Verur­
teilung des Beklagten zur Leistung. In der Praxis ist deshalb die 
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (§ 54 Abs. 4 SGG) 
am häufigsten. Sie kommt nur in Betracht, wenn auf die Leistung 
ein Rechtsanspruch besteht. Steht die Gewährung im Ermessen des 
Leistungsträgers, muß mit der Verpflichtungsklage dessen ermes­
sensfehlerfreie Entscheidung erstrebt werden. Hat die kombinierte 
Anfechtungs- und Leistungsklage Erfolg, verurteilt das Gericht zur 
Leistung dem Grunde nach (Grundurteil, § 130 SGG). Das Urteil 
ist Endurteil ohne nachfolgendes Verfahren über die Höhe. Das 
hat sich in der Praxis außerordentlich bewährt. Die komplizierte 
Berechnung vieler Sozialleistungen ist oft nur mit dem Einsatz 
automatischer Datenverarbeitung möglich. Weder Kläger noch Ge-


